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An den  
Präsidenten des Regionalrates 
Roberto Paccher 
________________________ 

A N F R A G E 

 

Am 1. Februar 2021 hat die Gewerkschaft F.L.P. (Federazione Lavoratori Pubblici e Funzioni 

Pubbliche) einen Antrag an das Sekretariat der Region auf Zuerkennung einer wirtschaftlichen 

Vergütung zugunsten des Personals gestellt, das seit Beginn der durch COVID-19 verursachten 

Pandemie in den Gerichtsämtern von Trient und Bozen in Präsenz Dienst geleistet hat (registriert 

mit dem Eingangsprotokoll Nr. RATAA/0002501/01/02/2021-A). 

Im Schreiben hat die Gewerkschaft F.L.P. darauf verwiesen, dass die Bediensteten der 

Gerichtsämter im gesamten Zeitraum der Pandemie „unaufschiebbare“ Dienste erbracht haben, 

gleich jenen, welche die Bediensteten des Gesundheitswesen, die Sicherheitsdienste und die 

Polizeikräfte erbringen, wodurch sie sich einer weit größeren Gefahr der Ansteckung mit dem Virus 

ausgesetzt haben als der Großteil der Landesbediensteten, welche die Möglichkeit hatten, ihre 

Arbeitstätigkeit in Homeoffice auszuüben. Zudem hat die F.L.P. um ein Gewerkschaftstreffen mit 

der Region und den Anspruchsberechtigten ersucht, um die zuvor genannte Frage zu erörtern. 

Am 17. Februar 2021 hat die Region mit dem Schreiben Prot. P/RATAA-0004233-) auf den Antrag 

der Gewerkschaft F.L.P. geantwortet, in dem auf Folgendes hingewiesen wird: 1) die finanzielle 

Prämie ist den Regionalbediensteten mit den Bezügen des Monats Mai 2020 gemäß den 

Einzelvorschriften des Artikels 63 Absatz 1 des Gesetzesdekretes Nr. 18 vom 17. März 2020 

(Dekret-„Cura Italia“) ausbezahlt worden; 2) die den eigenen Bediensteten insgesamt ausbezahlte 

Prämie/Förderung ist von der Region mittels der für die Steuersubstitute vorgesehenen Möglichkeit 

des Ausgleichs mit den Forderungen verrechnet worden; 3) eine zusätzliche Prämie oder finanzielle 

Zuwendung hätte eine Belastung für den Regionalhaushalt dargestellt, allem voran auf den 

Ausgabenkapiteln für das Personal, wobei im Hinblick auf den genannten Antrag auf eine mögliche 

zukünftige Vertragsverhandlung unter Bezugnahme auf die Artikel 5 und 90 des Tarifvertrages vom 

1. Dezember 2008 mit seinen späteren Änderungen und Ergänzungen verwiesen wird. 

Am 25. Februar 2021 hat die F.L.P. auf das oben angeführte Schreiben geantwortet und klargestellt, 

dass sie die von der Region angeführten Beweggründe in rein technischer Hinsicht teilt, hat aber 

gleichzeitig bekräftigt, dass der von der Gewerkschaft vorgebrachte Antrag die Zuerkennung einer 

„außerordentlichen finanziellen Prämie“ zugunsten der Bediensteten der Gerichtsämter für diese 

außerordentliche Zeit der Pandemie betraf, in der diese ihre Anwesenheit angesichts der als 

unaufschiebbar erachteten Tätigkeit in den Gerichtsämtern gewährleistet haben. Zudem hat die 

Gewerkschaft darauf hingewiesen, dass genannt Prämie dieser besonderen Berufsgruppe durch 

zusätzliche Mittel aus dem Regionalhaushalt zuerkannt werden muss und nicht dem 

Ausgabenkapitel für das Personal anzulasten ist.  

 



 
Dies vorausgeschickt, erlauben sich die unterfertigten Regionalratsabgeordneten, 
 

den Präsidenten der Region zu befragen, um Folgendes zu erfahren: 

 
ob Bewertungen in Bezug auf die Bemessung der von der Gewerkschaft F.L.P. geforderten 
außerordentlichen Prämie für die Bediensteten, die in der gesamten Phase der Pandemie die 
Kontinuität der Dienste der Gerichtsämtern durch ihrer Anwesenheit gewährleistet haben, 
durchgeführt worden sind und zu welchem Ergebnis diese geführt haben. 
 
Im Sinne der Geschäftsordnung wird um eine schriftliche Antwort ersucht. 

 
Gez.: DIE REGIONALRATSABGEORDNETEN 

Alex Marini 
(digital signiert) 

Diego Nicolini* 
 

*  Der Regionalratsabgeordnete Nicolini bestätigt seine Unterzeichnung mittels zertifizierter Post. 
 


